
 Anlage 1 zur Vorlage 2016/0139 

Synopse zur 2. Änderung der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der 

Stadt Beckum 

Aktuelle Regelung Mögliche Neuregelung Begründung 

§ 1 Einberufung der Ratssit-

zungen 

(2) Die Einberufung erfolgt 

durch Übersendung einer 

schriftlichen Einladung an 

alle Ratsmitglieder sowie 

an die Beigeordneten. 

Die Fraktionsvorsitzenden 

erhalten jeweils 2 zusätz-

liche Abdrucke. 

(3) In der Einladung sind 

Zeit, Ort und Tagesord-

nung der Sitzung anzu-

geben. Ihr können Erläu-

terungen zu den einzel-

nen Verhandlungsgegen-

ständen (Vorlagen) bei-

§ 1 Einberufung der Ratssit-

zungen 

(2) Die Einberufung erfolgt 

durch die Übersendung 

einer schriftlichen Einla-

dung an alle Ratsmitglie-

der sowie an die Beige-

ordneten. Die Fraktions-

vorsitzenden erhalten auf 

Anforderung jeweils 2 zu-

sätzliche Abdrucke Aus-

fertigungen. 

Die Einberufung kann für 

die Ratsmitglieder, die 

dies schriftlich beantra-

gen, auf elektronischem 

Wege erfolgen. Dabei ist 

eine persönliche E-Mail-

Adresse anzugeben, an 

die ein Hinweis auf die im 

Ratsinformationssystem 

zur Verfügung stehende 

Einladung übermittelt 

werden soll. Der Antrag 

kann schriftlich widerru-

fen werden. 

Kann eine elektronische 

Übermittlung im Falle ei-

ner technischen Störung 

nicht erfolgen, erfolgt die 

Übersendung einer 

schriftlichen Einladung. 

Die elektronische Über-

mittlung soll unverzüg-

lich nachgeholt werden. 

(3) In der Einladung sind 

Zeit, Ort und Tagesord-

nung der Sitzung anzu-

geben. Ihr können Erläu-

terungen zu den einzel-

nen Verhandlungsgegen-

Redaktionelle Ergän-

zung. 

Anpassung an die 

aktuelle Situation 

nach dem Wegfall der 

Hauptsatzungsrege-

lung zur Wahl von 

Beigeordneten. 

Einführung der Mög-

lichkeit, eine digitale 

Einberufung zu den 

Rats- und Ausschuss-

sitzungen durchfüh-

ren zu können. 

Auffangregelung, um 

im Falle einer Störung 

der digitalen Bereit-

stellung der Einla-

dungen auch eine 

schriftliche Einladung 

versenden zu können. 
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gegeben werden. ständen (Vorlagen) bei-

gegeben werden. 

Dabei ist sicherzustellen, 

dass unberechtigte Dritte 

keinen Zugriff auf den 

Teil der Einladung und 

die Vorlagen nehmen 

können, die in nicht öf-

fentlicher Sitzung behan-

delt werden. 

Regelung analog dem 

Vorschlag zu § 24 

Absatz 3 letzter Satz. 

§ 2 Ladungsfrist 

(1) Die Einladung muss den 

Ratsmitgliedern spätes-

tens am 6. Tage vor dem 

Sitzungstag zugehen. 

(2) In besonders dringenden 

Fällen kann die Ladungs-

frist bis auf 3 volle Tage 

abgekürzt werden. Die 

Dringlichkeit ist in der 

Einladung zu begründen. 

§ 2 Ladungsfrist 

(1) Die Einladung oder der 

Hinweis auf die in das 

Ratsinformationssystem 

eingestellte Einladung 

muss den Ratsmitglie-

dern spätestens am 

6. Tage vor dem Sit-

zungstag zugehen. 

(2) In besonders dringenden 

Fällen Angelegenheiten 

kann die Ladungsfrist bis 

auf 3 volle Tage abge-

kürzt werden. Die Dring-

lichkeit ist in der Einla-

dung zu begründen. 

Einführung einer Re-

gelung, dass die La-

dungsfristen für beide 

Einladungsformen 

gelten. 

Redaktionelle sprach-

liche Anpassung. 

§ 3 Aufstellung der Tages-

ordnung 

(1) Die Bürgermeisterin/Der 

Bürgermeister setzt die 

Tagesordnung fest. Er/Sie 

hat dabei Vorschläge 

aufzunehmen, die ihr/ihm 

in schriftlicher Form spä-

testens am 10. Tag vor 

dem Sitzungstag von 

mindestens einem Fünftel 

der Ratsmitglieder oder 

einer Fraktion vorgelegt 

werden. 

§ 3 Aufstellung Festsetzung 

der Tagesordnung 

(1) Die Bürgermeisterin/Der 

Bürgermeister setzt die 

Tagesordnung fest. Er/Sie 

hat dabei Vorschläge 

aufzunehmen Angele-

genheiten, die ihr/ihm in 

schriftlicher oder elektro-

nischer Form spätestens 

am 10. Tag vor dem Sit-

zungstag von mindestens 

einem Fünftel der Rats-

mitglieder oder einer 

Fraktion vorgelegt wer-

den, sind in die Tages-

ordnung aufzunehmen. 

Redaktionelle sprach-

liche Anpassung. 

Regelung der bereits 

gängigen Praxis, dass 

Anträge in elektroni-

scher Form vorgelegt 

werden. 
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§ 10 Teilnahme an Sitzungen 

(1) Die Bürgermeisterin/Der 

Bürgermeister und die 

Beigeordneten nehmen 

an den Sitzungen des Ra-

tes teil. Die Bürgermeis-

terin/der Bürgermeister 

ist berechtigt und auf 

Verlangen eines Ratsmit-

glieds verpflichtet, zu ei-

nem Punkt der Tages-

ordnung vor dem Rat 

Stellung zu nehmen. 

Auch Beigeordnete sind 

hierzu verpflichtet, falls es 

der Rat oder die Bürger-

meisterin/der Bürger-

meister verlangt (§ 69 

Absatz 1 GO NRW). 

(2) Mitglieder der Ausschüs-

se können an den nicht 

öffentlichen Sitzungen 

des Rates als Zuhörer 

teilnehmen. Die Teilnah-

me als Zuhörerin/Zuhörer 

begründet keinen An-

spruch auf Ersatz des 

Verdienstausfalls und auf 

Zahlung von Sitzungs-

geld (§ 48 Absatz 4 

GO NRW). 

(3) Der Betrieb von Mobilte-

lefonen und ähnlichen 

technischen Geräten ist 

im Interesse eines unge-

störten Sitzungsverlaufs 

während der Sitzung 

nicht gestattet. 

§ 10 Teilnahme an Sitzungen 

(1) Die Bürgermeisterin/Der 

Bürgermeister und die 

Beigeordneten nehmen 

nimmt an den Sitzungen 

des Rates teil Die Bür-

germeisterin/der Bür-

germeister und ist be-

rechtigt und auf Verlan-

gen eines Ratsmitglieds 

verpflichtet, zu einem 

Punkt der Tagesordnung 

vor dem Rat Stellung zu 

nehmen. Auch Beigeord-

nete sind hierzu ver-

pflichtet, falls es der Rat 

oder die Bürgermeiste-

rin/der Bürgermeister 

verlangt (§ 69 Absatz 1 

GO NRW). 

(2) Mitglieder der Ausschüs-

se können an Tagesord-

nungspunkten an den in 

nicht öffentlichen Sitzun-

gen des Rates als Zuhö-

rerinnen beziehungswei-

se Zuhörer teilnehmen, 

wenn ihr Aufgabenbe-

reich durch den jeweili-

gen Beratungsgegen-

stand berührt wird. Die 

Teilnahme als Zuhöre-

rin/Zuhörer begründet 

keinen Anspruch auf Er-

satz des Verdienstaus-

fallersatz und auf Zah-

lung von Sitzungsgeld 

(§ 48 Absatz 4 GO NRW). 

(3) (entfällt) 

 

Anpassung an die 

aktuelle Situation 

nach dem Wegfall der 

Hauptsatzungsrege-

lung zur Wahl von 

Beigeordneten. 

Redaktionelle Ände-

rungen. 

Anpassung aufgrund 

datenschutzrechtli-

cher Vorgaben (wird 

tatsächlich bereits in 

dieser Form prakti-

ziert). 

Redaktionelle sprach-

liche Änderung. 

Der lautlose Betrieb 

von Mobiltelefonen 

und anderen mobilen 

Endgeräten während 

der Sitzungen ist 

mittlerweile üblich 

und für die mobile 
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digitale Gremienar-

beit erforderlich. 

§ 17 Fragerecht der Ratsmit-

glieder 

(1) Jedes Ratsmitglied ist 

berechtigt, schriftliche 

Anfragen, die sich auf 

Angelegenheiten der 

Stadt beziehen, an die 

Bürgermeisterin/den 

Bürgermeister zu richten. 

Anfragen sind mindes-

tens 5 Werktage vor Be-

ginn der Ratssitzung der 

Bürgermeisterin/dem 

Bürgermeister zuzuleiten. 

Die Beantwortung hat 

schriftlich zu erfolgen, 

wenn die Fragestelle-

rin/der Fragesteller es 

verlangt. 

§ 17 Fragerecht der Ratsmit-

glieder 

(1) Jedes Ratsmitglied ist 

berechtigt, schriftliche 

Anfragen in schriftlicher 

oder elektronischer Form, 

die sich auf Angelegen-

heiten der Stadt bezie-

hen, an die Bürgermeiste-

rin/den Bürgermeister zu 

richten. Anfragen sind 

mindestens 5 Werktage 

vor Beginn der Ratssit-

zung der Bürgermeiste-

rin/dem Bürgermeister 

zuzuleiten. Die Beantwor-

tung hat in schriftlicher 

oder elektronischer Form 

zu erfolgen, wenn die 

Fragestellerin/der Frage-

steller es verlangt. 

Regelung der bereits 

gängigen Praxis, dass 

Anfragen in elektroni-

scher Form vorgelegt 

und beantwortet 

werden. 

§ 24 Niederschrift 

(3) Niederschriften werden 

von der Bürgermeiste-

rin/dem Bürgermeister 

und der/dem vom Rat 

bestellten Schriftführe-

rin/Schriftführer unter-

zeichnet. Verweigert ei-

ne/einer der Genannten 

die Unterschrift, so ist 

dies in der Niederschrift 

zu vermerken. 

Niederschriften werden 

den Ratsmitgliedern ge-

mäß § 1 Absatz 2 dieser 

Geschäftsordnung in Pa-

pierausfertigung zugelei-

tet. Jedes Ratsmitglied 

kann – durch Abgabe ei-

ner (widerruflichen) 

schriftlichen Erklärung 

§ 24 Niederschrift 

(3) Die Niederschriften wer-

den wird von der Bür-

germeisterin/dem Bür-

germeister und der/dem 

vom Rat bestellten 

Schriftführerin/Schrift-

führer unterzeichnet. 

Verweigert eine/einer der 

Genannten die Wird eine 

Unterschrift verweigert, 

so ist dies in der Nieder-

schrift zu vermerken. 

Die Niederschriften wer-

den ist den Ratsmitglie-

dern gemäß § 1 Absatz 2 

dieser Geschäftsordnung 

in Papierausfertigung zu-

geleitet in der Form zu-

zuleiten, wie die Einberu-

fung gemäß § 1 Absatz 2 

Redaktionelle Korrek-

tur: durchgängige 

Verwendung der Ein-

zahl. 

Redaktionelle sprach-

liche Anpassung. 

Anpassung an die 

optionale Übersen-

dungsmöglichkeit in 

Papierform oder in 

elektronischer Form. 
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gegenüber dem Ratsbüro 

– auf die Zuleitung der 

Papierausfertigung ver-

zichten und statt dessen 

eine elektronische Mittei-

lung durch das Ratsbüro 

über neu im Ratsinforma-

tionssystem verfügbare 

Niederschriften erhalten. 

Die Mitteilung kann auch 

zusätzlich zur Übersen-

dung einer Papierausfer-

tigung erfolgen. 

Die Ratsmitglieder haben 

sicher zu stellen, dass 

unberechtigte Dritte kei-

nen Zugriff auf den Teil 

der Niederschrift nehmen 

können, die in nicht öf-

fentlicher Sitzung behan-

delt wurden. 

dieser Geschäftsordnung 

erfolgt.  

Jedes Ratsmitglied, das 

eine schriftliche Einla-

dung erhält, kann – durch 

Abgabe einer (widerrufli-

chen) schriftlichen Erklä-

rung gegenüber dem 

Ratsbüro – auf die Zulei-

tung der Papierausferti-

gung verzichten und statt 

dessen einen elektroni-

sche Mitteilung Hinweis 

an eine persönliche  

E-Mail-Adresse durch das 

Ratsbüro über neu im 

Ratsinformationssystem 

verfügbare Niederschrif-

ten erhalten. Die Mittei-

lung kann auch zusätzlich 

zur Übersendung einer 

Papierausfertigung erfol-

gen. 

Die Ratsmitglieder haben 

Dabei ist sicher zu stellen, 

dass unberechtigte Dritte 

keinen Zugriff auf den 

Teil der Niederschrift 

nehmen können, die der 

in nicht öffentlicher Sit-

zung behandelt wurden. 

Beibehaltung der 

Möglichkeit, beim 

Erhalt der Einladun-

gen in Papierform 

zumindest auf die 

Niederschriften in 

Papierform verzichten 

zu können. 

Redaktionelle Ände-

rung: sprachliche An-

gleichung an § 1 Ab-

satz 2. 

 

Anpassung analog 

der Mustergeschäfts-

ordnung. Es handelt 

sich um eine Ver-

pflichtung des Bür-

germeisters. Die Ver-

pflichtung der Rats-

mitglieder ergibt sich 

aus § 31 Absatz 1. 

§ 27 Besonderheiten für das 

Verfahren der Ausschüs-

se 

 

Absätze 2 bis 9 

§ 27 Besonderheiten für das 

Verfahren der Ausschüs-

se 

(2) Für alle Ausschussmit-

glieder, die nicht Rats-

mitglied oder sachkundi-

ge Bürgerin beziehungs-

weise sachkundiger Bür-

ger sind, erfolgt die Ein-

berufung durch die Über-

sendung einer schriftli-

chen Einladung. 

Absätze 3 bis 10 

Die Regelung wird 

eingefügt. Beratende 

und sonstige stimm-

berechtigte Aus-

schussmitglieder er-

halten die Einladun-

gen weiterhin in Pa-

pierform. 

Aufgrund der vorge-
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(4) Die Bürgermeisterin/Der 

Bürgermeister und die 

Beigeordneten sind be-

rechtigt und auf Verlan-

gen eines Ausschusses in 

Angelegenheiten ihres 

Geschäftsbereichs ver-

pflichtet, an dessen Sit-

zungen teilzunehmen. Sie 

sind berechtigt und auf 

Verlangen mindestens 

eines Fünftels der Aus-

schussmitglieder oder ei-

ner Fraktion verpflichtet, 

zu einem Punkt der Ta-

gesordnung vor dem 

Ausschuss Stellung zu 

nehmen. 

(5) Die Bürgermeisterin/Der 

Bürgermeister und die 

Beigeordneten sind ist 

berechtigt und auf Ver-

langen eines Ausschusses 

in Angelegenheiten ihres 

Geschäftsbereichs ver-

pflichtet, an dessen Sit-

zungen teilzunehmen. 

Sie/Er sind ist berechtigt 

und auf Verlangen min-

destens eines Fünftels 

der Ausschussmitglieder 

oder einer Fraktion eines 

Ausschussmitglieds ver-

pflichtet, zu einem Punkt 

der Tagesordnung vor 

dem Ausschuss Stellung 

zu nehmen. 

nannten Regelungen 

werden die Absätze 2 

bis 9 zu den Absätzen 

3 bis 10. 

Anpassung an die 

aktuelle Situation 

nach dem Wegfall der 

Hauptsatzungsrege-

lung zur Wahl von 

Beigeordneten. 

Anpassung an die 

geltende Rechtslage. 

§ 31 Datenverarbeitung 

(1) Die Mitglieder des Rates 

und der Ausschüsse sind 

verpflichtet, vertrauliche 

Unterlagen so aufzube-

wahren, dass sie ständig 

vor Kenntnisnahme und 

Zugriff Dritter (zum Bei-

spiel Familienangehörige, 

Besucherinnen und Besu-

cher, Parteifreundinnen 

und -freunde, Nachba-

rinnen und Nachbarn 

etc.) gesichert sind. Die-

ses gilt auch für den 

Transport der Unterlagen. 

In begründeten Einzelfäl-

len ist der Bürgermeiste-

rin/dem Bürgermeister 

auf Verlangen Auskunft 

über die getroffenen Da-

tensicherheits-

§ 31 Datenverarbeitung 

(1) Die Mitglieder des Rates 

und der Ausschüsse sind 

verpflichtet, vertrauliche 

Unterlagen so aufzube-

wahren, dass sie ständig 

vor Kenntnisnahme und 

Zugriff Dritter (zum Bei-

spiel Familienangehörige, 

Besucherinnen und Besu-

cher, Parteifreundinnen 

und -freunde, Nachba-

rinnen und Nachbarn 

etc.) gesichert sind. Die-

ses gilt auch für den 

Transport der Unterlagen. 

In begründeten Einzelfäl-

len ist der Bürgermeiste-

rin/dem Bürgermeister 

auf Verlangen Auskunft 

über die getroffenen Da-

tensicherheitsmaßnah-
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maßnahmen zu geben. men zu geben. 

Die Zugangsdaten zum 

Ratsinformationssystem 

dürfen von den Rats- und 

Ausschussmitgliedern 

nicht an Dritte weiter ge-

geben werden. 

Die Regelung wird 

aufgrund der Nut-

zungsmöglichkeit des 

Ratsinformationssys-

tems eingefügt. 

 


